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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Wehrdisziplinar ordnung 

— Drucksache 2213 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Götz 


Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Wehrdiziplinarordnung 
in der 133. Sitzung am 17. November 1960 beraten 
und anschließend federführend dem Ausschuß für 
Verteidigung und mitberatend dem Ausschuß für 
Inneres überwiesen. Der Ausschuß für Inneres hat 
sich in seiner Sitzung vom 17. Januar 1961 mit dem 
Entwurf befaßt, und zwar vor allem mit den Fragen, 
in denen Berührungspunkte mit der Bundesdiszipli- 
narordnung bestehen. Seine Stellungnahme hat er 
mit Schreiben vom 19. Januar 1961 dem Ausschuß 
für Verteidigung mitgeteilt. Unter Berücksichtigung 
dieser Stellungnahme hat der Verteidigungsausschuß 
den Entwurf in seinen Sitzungen vom 23. Februar 
und 1. März 1961 eingehend beraten und ihn in der 
vorliegenden Form einstimmig angenommen. 


I. Allgemeines 

Die Wehrdisziplinarordnung (WDO) vom 15. März 
1957 (BGBl. I S. 189) ist am 1. April 1957 in Kraft 
getreten und gilt somit jetzt etwa vier Jahre. Nach 
den bisherigen Erfahrungen hat sich das militärische 
Disziplinarrecht im ganzen bewährt. Die WDO gibt 
den mit ihrer Anwendung betrauten Disizplinar- 
vorgesetzten und den Wehrdienstgerichten ein wirk- 
sames Mittel in die Hand, die Disziplin in der Bun- 
deswehr aufrechtzuerhalten. Nach, den Erfahrungen 
der Truppe hat sich jedoch die Abgrenzung zwischen 
dem Disziplinarrecht und dem Strafrecht bei der 
Handhabung der einfachen Disziplinarstrafen nicht 
bewährt. Hauptanliegen des Gesetzentwurfs ist es 
daher, diese Abgrenzung anders vorzunehmen, als 
dies in der WDO geschehen ist. Dies soll durch Auf- 
hebung des Verbots der Verhängung von einfachen 
Disziplinarstrafen neben den wegen derselben Tat | 


erkannten strafgerichtlichen Strafen (§ 6 WDO) und 
durch Aufhebung der zur Sicherung dieses Verbots 
angeordneten uneingeschränkten Pflicht des Diszi- 
plinarvorgesetzten zur Abgabe an die Strafverfol- 
gungsbehörde (§ 22) erreicht werden. Abgesehen 
davon will der Gesetzentwurf auf Grund der in- 
zwischen gewonnenen Erfahrungen die Regelung 
über die Tilgung einfacher Disziplinarstrafen (§ 42 
Abs. 5) ändern, ferner an Bord von Schiffen 
außerhalb der Hoheitsgewässer der Bundesrepublik 
Deutschland die Möglichkeit einer erweiterten vor- 
läufigen Festnahme (§ 9 WDO) und der Verhängung 
von Arreststrafen ohne vorherige richterliche Be- 
stätigung (§ 28 WDO) schaffen und darüber hinaus 
durch eine ganze Reihe von weiteren Änderungen 
inzwischen festgestellte Unebenheiten glätten und 
auf getretene Zweifel beseitigen. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat die Haupt- 
anliegen des Entwurfs, nämlich die vorgeschlagene 
Aufhebung -des Verbots der Doppelbestrafung und 
der uneingeschränkten Abgabepflicht des Diszipli- 
narvorgesetzten an die Strafverfolgungsbehörde, 
die Tilgungsvorschrift und die verfassungsrecht- 
lichen Fragen, die mit der Zulassung der erweiter- 
ten vorläufigen Festnahme und der Verhängung 
von Arreststrafen ohne vorherige richterliche Be- 
stätigung an Bord von Schiffen auf hoher See Zu- 
sammenhängen, besonders eingehend erörtert. 


II. Die einzelnen Vorschriften 

Angesichts des Umfangs der Vorlage und mit 
Rücksicht darauf, daß der Ausschuß der Regierungs- 
vorlage in weitem Umfange gefolgt ist, beschränkt 
sich der folgende Bericht im wesentlichen auf die 
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grundsätzlichen Fragen, insbesondere auf die mit 
verfassungsrechtlichem Einschlag, auf die Behand- 
lung der Vorschriften, in denen der Ausschuß zu ab- 
weichenden Ergebnissen gekommen ist, und auf 
Änderungen, die der Ausschuß von sich aus vor- 
schlägt. 

Artikel 1 (Änderung der Wehrdisziplinarordnung) 

Zu Nr. vor 1. (§§ 2, 3 WDO) — Angleichung an die 
amtliche Terminologie — 

§ 2 Abs. 2 sieht die Würdigung besonderer Lei- 
stungen im „Verordnungsblatt der Bundeswehr" vor. 
Ein solches Blatt gibt es nicht, wohl aber das „Mini- 
sterialblatt des Bundesministers für Verteidigung". 
Der Ausschuß hat deshalb in § 2 Abs. 2 Nr. 2 (und 
in § 3 Abs. 1 Nr. 2) die Worte „Verordnungsblatt 
der Bundeswehr" durch die Worte „Ministerialblatt 
des Bundesministers für Verteidigung" ersetzt. 

Zu Nr. 3 (§ 6 WDO) — Aufhebung des Verbots der 
Doppelbestrafung — 

Abweichend vom Beamtendisziplinarrecht hat die 
WDO in ihrem § 6 bestimmt, daß das Dienstver- 
gehen eines Soldaten mit einer einfachen Disziplinar- 
strafe nur geahndet werden darf, wenn es nicht 
unter ein Strafgesetz fällt oder wenn es zwar unter 
ein Strafgesetz fällt, aber seinetwegen nicht auf 
Strafe oder eine strafrechtliche Maßnahme anderer 
Art erkannt wird. Bei Dienstvergehen, die zugleich 
Straftaten sind, darf zwar das Wehrdienstgericht 
eine Laufbahnstrafe verhängen. Der Disziplinarvor- j 
gesetzte ist dagegen zur Verhängung einer einfachen 
Disziplinarstrafe nur und erst dann befugt, wenn die 
Staatsanwaltschaft von der Strafverfolgung absieht 
oder das Strafverfahren einstellt (vgl. § 153 StPO). 
Durch diese Regelung wird der Vorrang der straf- 
gerichtlichen vor der Bestrafung mit einer einfachen 
Disziplinarstrafe festgelegt und darüber hinaus die 
Verhängung einer einfachen Disziplinarstrafe neben 
einer strafgerichtlichen Strafe wegen derselben Tat 
verboten. Dieser als Verbot der Doppelbestrafung 
bezeichnete Grundsatz wird durch die uneinge- 
schränkte Pflicht des Disziplinarvorgesetzten zur 
Abgabe der Sache an die Strafverfolgungsbehörde 
(§ 22 WDO) gesichert. 

Diese schon vor 1945 geltende Regelung ist in die 
WDO in der Erwägung übernommen worden, daß 
das militärische Strafrecht teilweise sogenanntes 
aufgestocktes Disziplinarrecht und daß es daher 
nicht angebracht sei, neben einer strafgerichtlichen 
Verurteilung wegen einer solchen Tat noch eine 
Disziplinarstrafe zu verhängen, zumal die Ver- 
letzung besonderer Soldatenpflichten bereits vom 
Strafgericht bei der Strafzumessung in Rechnung 
gestellt werde. Der Soldat werde daher kein Ver- 
ständnis dafür aufbringen, daß ihn der Staat wegen 
derselben Tat sowohl durch das Strafgericht als auch 
durch den Disziplinarvorgesetzten bestrafen lasse. 

Bei nochmaliger Prüfung dieser Frage hat sich her- 
ausgestellt, daß die Lage des Soldaten völlig der des 
Beamten entspricht, für den das Verbot der Doppel- 
bestrafung nicht gilt. Auch das Strafgesetzbuch kennt 


eine Reihe von besonderen Vorschriften über Ver- 
brechen und Vergehen im Amt und hat dabei das 
Dienstvergehen von der Straftat teilweise in tech- 
nisch ähnlicher Weise abgegrenzt wie das Wehr- 
strafgesetz. Auch bei Beamten wird die Verletzung 
besonderer Beamtenpflichten bereits vom Straf- 
gericht bei der Strafzumessung berücksichtigt. Ab- 
gesehen davon vermögen die bei Schaffung der 
WDO maßgebenden Erwägungen die Notwendigkeit 
des Verbots der Doppelbestrafung auf Grund folgen- 
der inzwischen gewonnener praktischer Erfahrungen 
nicht mehr zu tragen: 

Der mit der einfachen Disziplinarstrafe verfolgte 
erzieherische Zweck kann gerade im militärischen 
Bereich nur dann voll erreicht werden, wenn die 
Strafe der Tat möglichst auf dem Fuße folgt. Dieser 
für die einfache Disziplinarstrafe entscheidende 
Zweck kann meist nicht erreicht werden, wenn die 
Sache zunächst von der Strafverfolgungsbehörde 
und gegebenenfalls vom Strafgericht in einem 
meist länger dauernden Verfahren geprüft werden 
muß und erst danach — bei Einstellung des Straf- 
verfahrens — eine einfache Disziplinarstrafe ver- 
hängt werden kann. Bei schwereren und bei leichte- 
ren Straftaten ist es im Interesse der Aufrechterhal- 
tung der Disziplin oft angebracht und sogar erforder- 
lich, als sofort wirksame Maßnahme zunächst eine 
einfache Disziplinarstrafe zu verhängen, die bei 
einem gegebenenfalls anschließenden Strafverfah- 
ren im Rahmen der Strafzumessung berücksichtigt 
werden kann. Die Masse der Dienstvergehen, die 
gleichzeitig Straftaten sind, betrifft im übrigen Baga- 
tellfälle, die von der Strafverfolgungsbehörde in der 
Regel wegen Geringfügigkeit vornehmlich mit Rück- 
sicht auf die zu erwartende Disziplinarstrafe nicht 
verfolgt oder eingestellt ggf. zur disziplinären Er- 
ledigung zurückgegeben werden. Dann ist aber kein 
zwingender Grund dafür ersichtlich, die Strafverfol- 
gungsbehörde vor der Verhängung einer Diszipli- 
narstrafe überhaupt einzuschalten. 

Infolge der uneingeschränkten Verpflichtung des 
Disziplinarvorgesetzten zur Abgabe an die Strafver- 
folgungsbehörde wird der Soldat weiter ohne 
hinreichenden Grund schlechter gestellt als jeder 
andere Staatsbürger einschließlich des Beamten, bei 
dem eine uneingeschränkte Abgabepflicht nicht be- 
steht. Die Aufrechterhaltung dieser Pflicht zur An- 
zeige bei Soldaten ist nach den bisherigen Erfah- 
rungen auf die Dauer geeignet, das Vertrauensver- 
hältnis zwischen dem Vorgesetzten und Unter- 
gebenen und damit das innere Gefüge der Bundes- 
wehr zu erschüttern. Vor allem kann der Soldat 
im Hinblick auf die uneingeschränkte Abgepflicht 
seines Vorgesetzten diesen nicht in schwierigen 
persönlichen Angelegenheiten um Rat bitten. Die 
derzeitige Regelung ist schließlich geeignet, den im 
Disziplinarrecht allgemein geltenden Ermessens- 
grundsatz auszuhöhlen, weil der Vorgesetzte auch 
dann die Sache an die Staatsanwaltschaft abgeben 
muß, wenn er bei leichteren Straftaten (Übertretun- 
gen) von einer einfachen Disziplinarstrafe Abstand 
nehmen wollte, weil andere zulässige erzieherische 
Maßnahmen ausreichen. 

Aus allen diesen Gründen ist der Ausschuß im 
Einvernehmen mit dem Ausschuß für Inneres zu 
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dem Ergebnis gekommen, daß das Verbot der Dop- 
pelbestrafung aufgehoben werden muß. Wegen der 
neuen Ausgestaltung der Abgabepflicht wird im ein- 
zelnen auf die Ausführungen zu Nr. 8 (§ 21) Bezug 
genommen. 

Zu Nr. 5 und 12 b (§§ 9 und 28 WDO) — erwei- 
terte vorläufige Festnahme und Verhängung von 
Arreststrafen ohne vorherige richterliche Recht- 
mäßigkeitserklärung auf hoher See — 

a) Der Ausschuß hat geprüft, ob die nach § 9 Abs. 

1 WDO als Voraussetzung für die vorläufige 
Festnahme verwendeten Worte „wenn es die 
Aufrechterhaltung der Disziplin gebietet" durch 
die Worte zu ersetzen sind „wenn es die Auf- 
rechterhaltung der Disziplin nach pflichtgemäßer 
Prüfung der Umstände zwingend gebietet". Nach 
eingehender Erörterung hat der Ausschuß von 
dieser Änderung abgesehen, weil bereits nach 
der derzeitigen Fassung der WDO hinreichend 
zum Ausdruck gebracht ist, daß die vorläufige 
Festnahme für den Festnehmenden das letzte 
Mittel zur Aufrechterhaltung der Disziplin ist, 
von dem nur Gebrauch gemacht werden darf, 
wenn sonstige Möglichkeiten nicht mehr be- 
stehen. 

b) Die in dem Regierungsentwurf vorgeschlagene 
Ergänzung des § 9 Abs. 4 — erweiterte vorläu- 
fige Festnahme an Bord von Schiffen auf hoher 
See — und die Aufnahme eines neuen § 28 
Abs. 5 — Verhängung von Arreststrafen an Bord 
von Schiffen auf hoher See ohne vorherige rich- 
terliche Bestätigung — hat der Ausschuß einge- 
hend — besonders unter verfassungsrechtlichen 
Gesichtspunkten (Artikel 104 GG) — geprüft. 
Der Ausschuß war einhellig der Auffassung, daß 
für beide Änderungen eine zwingende Notwen- j 
digkeit besteht. Eine Minderheit des Ausschus- 
ses hatte jedoch Bedenken, ob die Änderungen 
mit Artikel 104 GG vereinbar sind, und schlug 
deshalb im Einvernehmen mit dem Ausschuß für 
Inneres vor, a) eine Stellungnahme des Rechts- 
ausschusses einzuholen, b) — hilfsweise — beide 
Änderungen nicht in den Entwurf aufzunehmen, 
sondern sie in ein besonderes, interfraktionell 
abzusprechendes Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes zu übernehmen. Die Mehrheit des 
Ausschusses hielt die Einschaltung des Rechts- 
ausschusses nicht für erforderlich und auch in 
dieser Bundestagswahlperiode nicht mehr für 
möglich und sprach sich aus folgenden Gründen 
für die verfassungsrechtliche Zulässigkeit beider 
Änderungen aus: 

Wie das Bundesverfassungsgericht in einer 
Entscheidung vom 10. Februar 1960 (BVerfGer 
E 10, S. 321) ausgeführt hat, stellt Artikel 104 
Abs. 2 GG in seinem Satz 1 in klarem systema- 
tischem Aufbau das maßgebende Prinzip vor- 
gängiger richterlicher Entscheidung über Zu- 
lässigkeit und Fortdauer einer Freiheitsentzie- 
hung auf. In Satz 2 ist die Weisung enthalten, 
die Entscheidung unverzüglich nachzuholen, 
„falls der in Satz 1 gesetzten Regel nicht ent- 
sprochen worden ist oder nicht entsprochen wer- j 
den konnte". Satz 3 dagegen konkretisiert den j 


in Satz 2 gebrauchten Ausdruck „unverzüglich” 
auf das Ende des auf die Festnahme folgenden 
Tages für den bestimmten — bei den Ände- 
rungsvorschlägen sicher nicht vorliegenden — 
Fall der Freiheitsentziehung durch die Polizei. 
In Artikel 104 Abs. 3 GG, der die gleiche Kon- 
kretisierung enthält, handelt es sich vollends 
um Spezialbestimmungen für besondere — bei 
den Änderungsvorschlägen ebenfalls sicher nicht 
vorliegende — Tatbestände, nämlich um die 
Sicherung einzelner Grundsätze des Polizei- 
rechts und des Strafrechts in Verfahren bei Frei- 
heitsentziehungen. Wie das Bundesverfassungs- 
gericht ausdrücklich hinzufügt, geht es nicht an, 
aus der in Absatz 2 Satz 3 und entsprechend in 
Absatz 3 enthaltenen Regelung von Sonderfäl- 
len auf den Sinn der bewußt vorangestellten all- 
gemeinen Regel zu schließen, die das Leitprinzip 
enthält, und auf diese Weise den Wirkungsbe- 
reich der vorangestellten allgemeinen Regel ein- 
zuschränken. Legt man der verfassungsrecht- 
lichen Prüfung diese Auffassung des Bundesver- 
fassungsgerichts zugrunde, so erscheinen die 
vom Bundesrat in seiner Stellungnahme aus Ar- 
tikel 104 Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 hergeleiteten 
Bedenken nach Wortlaut und Sinn des Grund- 
gesetzes nicht begründet. 

Der Ausschuß hat die verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit auch nach der Richtung geprüft, ob 
sich Artikel 104 Abs. 2 Satz 2 GG nur auf soge- 
nannte vorläufige Freiheitsentziehungen be- 
schränkt. Der Ausschuß ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß der Begriff „vorläufig” kein 
brauchbares Kriterium darstellt; denn jede Frei- 
heitsentziehung ist ohne Rücksicht darauf irre- 
parabel, ob sie faktisch oder rechtlich vorläufig 
ist. Anders als in Artikel 104 Abs. 3 GG, der auch 
nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
Spezialvorschriften für besondere Tatbestände 
enthält, den Absatz 2 also nicht berührt, ist im 
übrigen in Absatz 2 allgemein die Entscheidung 
über die Zulässigkeit und Fortdauer jeder Frei- 
heitsentziehung angesprochen. Artikel 104 Abs. 2 
Satz 2 spricht völlig eindeutig davon, daß „bei 
jeder nicht auf richterlicher Anordnung beru- 
henden Freiheitsentziehung unverzüglich eine 
richterliche Entscheidung herbeizuführen ist”. 
Somit ist kein Fall der Freiheitsentziehung, mit- 
hin auch nicht der Fall einer sogenannten end- 
gültigen Freiheitsentziehung ausgeschlossen. 

Schließlich hat der Ausschuß auch geprüft, ob 
im Hinblick darauf, daß Freiheitsstrafen dem 
Richter Vorbehalten sind, wegen der vorgesehe- 
nen Mitwirkung des Richters bei disziplinären 
Arreststrafen diese erst nach Verhängung unter 
Mitwirkung eines Richters vollstreckt werden 
dürfen. Die disziplinäre Arreststrafe wird jedoch 
nicht vom Truppendienstrichter, sondern vom 
Disziplinarvorgesetzten verhängt. Die Entschei- 
dung des Richters ist nach § 28 Abs. 1 WDO 
lediglich hinsichtlich der Prüfung auf Rechtmä- 
ßigkeit der beabsichtigten Arreststrafe vorgese- 
hen und dient ausschließlich der richterlichen 
Kontrolle, wie das vom Bundesverfassungsgericht 
in der Entscheidung des o. a. Falles mehrfach be- 
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tont worden ist. Der Gedanke, wonach eine Frei- 
heitsstrafe nur vom Richter verhängt werden 
darf, beruht im übrigen in erster Linie nicht auf 
Artikel 104 GG, sondern auf dem in Artikel 20, 
92 GG niedergelegten Prinzip der Gewaltentei- 
lung, wonach die Strafgerichtsbarkeit von un- 
abhängigen Richtern ausgeübt wird. Die Befug- 
nis des Disziplinarvorgesetzten zur Verhängung 
disziplinärer Arreststrafen ist dagegen nicht Aus- 
fluß der richterlichen Gewalt. Bei der Verhän- 
gung von Arreststrafen wird der Disziplinarvor- 
gesetzte vielmehr selbstverantwortlich tätig 
(§§ 10, 16 WDO). Er bedarf der richterlichen Mit- 
wirkung in der Form der Kontrolle lediglich im 
Hinblick auf Artikel 104 GG. Damit entfallen alle 
Schlußfolgerungen, die auch insoweit gegen die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit der Änderun- 
gen gezogen werden könnten. 

Die vorgesehene Ergänzung speziell des § 9 
Abs. 4 WDO entspricht schließlich sachlich in 
vollem Umfange dem § 106 des Seemannsgeset- 
zes vom 26. Juli 1957 (BGBl. II S. 713), den die 
gesetzgebenden Körperschaften ohne verfas- 
sungsrechtliche Bedenken verabschiedet haben. 

Insgesamt war die Mehrheit des Ausschusses 
aus allen diesen Gründen der Auffassung, daß 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
die vorgeschlagenen Änderungen bestehen. Da 
Artikel 104 Abs. 2 GG auch nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts unmittelbar geltendes 
Recht ist, wäre an sich eine gesetzliche Regelung 
nicht erforderlich. In Artikel 104 Abs. 2 Satz 
4 GG wird dem Gesetzgeber jedoch die Verpflich- 
tung auferlegt, das Nähere gesetzlich zu regeln. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in der ange- 
führten Entscheidung geprüft, ob der in dem dort 
entschiedenen Fall zuständige Landesgesetzge- 
ber sich nicht der unvollständigen Erfüllung die- 
ses Verfassungsauftrages durch verfassungsver- 
letzende Unterlassung schuldig gemacht hat. Das 
Bundesverfassungsgericht hat diese Frage ledig- 
lich deshalb verneint, weil in dem dort 
entschiedenen Fall die Verwaltungsbehörde in 
der Lage war, sofort das Gericht anzurufen, und 
an die Kraft richterlicher Interpretation und Ge- 
setzesergänzung nicht Ansprüche gestellt wor- 
den waren, die über die herkömmliche Aufgabe 
des Richters hinausgehen. Der Disziplinarvorge- 
setzte an Bord eines Schiffes auf hoher See hat 
dagegen nicht die Möglichkeit, eine sofortige ge- 
richtliche Nachprüfung zu beantragen. Da er in 
der Regel juristisch nicht vorgebildet ist, kann 
die Aufgabe der Anwendung des hier unmittel- 
bar geltenden Grundgesetzes ihm nicht übertra- 
gen werden. Zur Vermeidung von Irrtümern und 
Mißbräuchen muß vielmehr entsprechend dem 
Verfassungsauftrag die Einzelregelung durch Ge- 
setz getroffen werden, das insoweit Ausfüh- 
rungsgesetz im Sinne von Artikel 104 Abs. 2 
Satz 4 GG ist. 

Zu § 9 Abs. 4 Satz 2 hat der Ausschuß im Hin- 
blick auf die Bedeutung des Eingriffs beschlos- 
sen, dem zur Anordnung der erweiterten vorläu- 
figen Festnahme allein zuständigen Kommandan- 


ten auch die Verpflichtung aufzuerlegen, den 
Festgenommenen persönlich anzuhören. 

Zu Nr. 8 (§ 21 Abs. 2 WDO) • — Abgabepflicht des 
Disziplinarvorgesetzten — - 

Die im Entwurf vorgeschlagene Einschränkung der 
Verpflichtung des Disziplinarvorgesetzten zur Ab- 
gabe an die Strafverfolgungsbehörde hat der Aus- 
schuß im Einvernehmen mit der Mehrheit des Aus- 
schusses für Inneres im Grundsatz einstimmig ge- 
billigt. Im Gegensatz zum Bundesrat war der Aus- 
schuß vor allem der Meinung, daß die bisherige 
unbeschränkte Abgabepflicht auch für Verbrechen 
nicht aufrechterhalten bleiben darf. Da der Diszipli- 
narvorgesetzte kein Hilfsbeamter der Staatsanwalt- 
schaft (vgl. § 163 StPO) ist und werden soll, besteht 
nach Abschaffung des Verbots der Doppelbestrafung 
kein innerer Grund mehr für eine solche Regelung, 
deren Zweck ausschließlich darin lag, den Vorrang 
der Entscheidung im strafgerichtlichen Verfahren zu 
sichern, wie in der amtlichen Begründung zu § 22 
des Regierungsentwurfs einer WDO — Drucksache 
2181 der 2. Wahlperiode — ausgeführt ist. Der Aus- 
schuß war der Auffassung, daß nunmehr allgemein 
lediglich eine eingeschränkte Abgabepflicht des Dis- 
ziplinarvorgesetzten in demselben Umfange festge- 
legt werden kann, wie sie ohne ausdrückliche ge- 
setzliche Regelung nach den in der höchstrichter- 
lichen Rechtsprechung unter dem Gesichtspunkt der 
Amtsbegünstigung durch Ermessensmißbrauch ent- 
wickelten Grundsätzen für den Dienstvorgesetzten 
eines Beamten gilt. Legt man diese Grundsätze zu- 
grunde, so ist es nicht möglich, Verbrechen auszu- 
nehmen. Anderenfalls könnte der Disziplinarvorge- 
setzte im Gegensatz zu dem Dienstvorgesetzten des 
Beamten insofern nicht allen Gesichtspunkten Rech- 
nung tragen, die nach der Rechtsprechung für die 
Abwägung maßgebend sein sollen. 

Damit trägt der Ausschuß auch der Tatsache Rech- 
nung, daß die Abgrenzung zwischen Verbrechen und 
Vergehen im geltenden Recht teilweise zu starr ist, 
wie vor allem die kasuistische Umschreibung des 
schweren Diebstahls nach dem geltenden Strafge- 
setzbuch zeigt. Der Ausschuß hat sich davon über- 
zeugt, daß es im geltenden Recht tatsächlich ein- 
zelne Straftaten gibt, die das Gesetz zwar als Ver- 
brechen bezeichnet, deren Unrechtsgehalt aber im 
Einzelfall nicht so schwer zu sein braucht, daß stets 
die Abgabe an die Strafverfolgungsbehörde geboten 
ist. 

Die Befürchtung des Bundesrates, daß ohne Fest- 
legung einer uneingeschränkten Abgabepflicht bei 
Soldaten Verbrechen nicht strafrechtlich geahndet 
würden, weil sich der militärische Bereich weitge- 
hend einer Kontrolle durch die Strafverfolgungsbe- 
hörde entziehe, hält der Ausschuß nicht für begrün- 
det. Die Strafverfolgungsbehörde hat vielmehr nach 
wie vor die Möglichkeit, Ermittlungen im militäri- 
schen Bereich durchzuführen, sobald sie durch An- 
zeige oder auf andere Weise Kenntnis erhält. 

Bedenken gegen die vorgeschlagene Regelung 
hatte der Ausschuß schließlich um so weniger, als 
ein Erlaß zu § 21 Abs. 2, der im Entwurf im Aus- 
schuß erörtert wurde, Mißbräuche mit Sicherheit 
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ausschließen wird. Im Ausschuß wurden im Gegen- 
teil Bedenken geäußert, daß der Erlaß die Abgabe- 
pflicht in zu weitgehendem Umfange anordnen 
könnte. Aus diesem Grund hat der Ausschuß den 
Wunsch geäußert, daß ihm der endgültige Text des 
Erlasses vor seiner Veröffentlichung zur Kenntnis 
gebracht wird. Unter Berücksichtigung auch der 
Dienstaufsichtspflicht der höheren Disziplinarvorge- 
setzten und der vorgesehenen Mitwirkung der 
Wehrdisziplinaranwälte sind nach Auffassung des 
Ausschusses insgesamt so viel Sicherungen einge- 
baut, daß jede Gefahr des Mißbrauchs ausgeschlos- 
sen wird. 

Den vom Bundesrat vorgeschlagenen besonderen 
Hinweis darauf, daß der Disziplinarvorgesetzte nach 
pflichtmäßigem Ermessen zu entscheiden hat, hält 
der Ausschuß im Hinblick auf Artikel 1 Nr. 3 (§ 6 
Abs. 2) nicht für erforderlich. Entsprechend dem 
Wunsche des Bundesrates hat der Ausschuß jedoch 
den § 21 Abs. 2 ohne sachliche Änderungen neuge- 
faßt. 

Zu Nr. 10 (§ 22 WDO) — Disziplinarbestrafung und 
Strafverfahren — 

Nach eingehender Prüfung hat der Ausschuß ein- 
stimmig beschlossen, dem Regierungsentwurf auch 
bezüglich des Wegfalls der sogenannten Freispruch- 
sperre bei einfachen Disziplinarstrafen zuzustimmen, 
ohne insoweit hinsichtlich des disziplinargericht- 
lichen Verfahrens (§ 62 WDO) eine Änderung vor- 
zunehmen. 

Zu Nr. 12 (§ 28 WDO) — Verhängen von Arrest- 
strafen — 

Der Ausschuß hat nicht nur die vorgeschlagene 
Änderung des Absatzes 2 und die Anfügung neuer 
Absätze 5 (siehe oben zu Nr. 5) und 6 gebilligt. Dar- 
über hinaus hält der Ausschuß auch eine klar- 
stellende Ergänzung des § 28 Abs. 4 für erforderlich. 
Soweit ein richterliches Mitglied des Truppendienst- 
gerichts eine Arreststrafe für rechtmäßig erklärt 
oder eine Arreststrafe ablehnt oder nur eine kürzere 
als die beantragte Arreststrafe für rechtmäßig er- 
klärt, ist der Beschuldigte am Arrestbestätigungs- 
verfahren nicht beteiligt. Entscheidungen des Rich- 
ters, die im Rahmen des § 28 Abs. 3 WDO zu 
begründen sind, sind daher nicht dem Beschuldigten, 
sondern nur dem Disziplinarvorgesetzten mitzutei- 
len, der einen entsprechenden Antrag gestellt hat. 
Ruft der Disziplinarvorgesetzte in den Fällen des 
§ 28 Abs. 4 WDO das Truppendienstgericht an und 
hält dieses die beantragte oder eine kürzere Arrest- 
strafe für begründet, so verhängt es die Strafe nach 
Anhörung des Beschuldigten selbst, indem die Straf- 
formel dem Beschuldigten dienstlich bekanntgemacht 
wird; eine Abschrift der Strafformel ist dem Be- 
schuldigten auszuhändigen (§ 25 Abs. 2 und Abs. 3 
Satz 2 WDO). Einer weiteren Begründung der ver- 
hängten Arreststrafe bedarf es nicht. Selbst wenn 
dem Beschuldigten aber eine solche Begründung mit- 
geteilt wird, darf sich diese für den Fall, daß nur 
eine kürzere als die beantragte Arreststrafe ver- 
hängt wird, nur auf eine Begründung für die ver- 


hängte Arreststrafe beschränken, sich dagegen nicht 
auf eine vom Gericht etwa für erforderlich gehaltene 
Auseinandersetzung mit einem weitergehenden An- 
träge des Disziplinarvorgesetzten erstrecken. Dem 
Truppendienstgericht bleibt es jedoch unbenommen, 
diesen Teil einer etwaigen Begründung dem antrag- 
stellenden Disziplinarvorgesetzten mitzuteilen, falls 
das Gericht dies für erforderlich hält. Eine Mitteilung 
an den Beschuldigten muß jedoch insoweit aus 
disziplinären Gründen unterbleiben. Um dies klar- 
zustellen, hat der Ausschuß beschlossen, in § 28 
Abs. 4 zwischen die Sätze 3 und 4 einen Satz mit 
entsprechendem Inhalt einzufügen. 

Zu Nr. 13 (§ 30 Nr. 2 WDO) — Beschwerde gegen 
Arreststrafen — 

Der Ausschuß hat dem Fassungsvorschlag der 
Regierungsvorlage im Grundsatz zugestimmt. Zur 
Herstellung einer besseren Verständlichkeit hielt es 
der Ausschuß jedoch für angebracht, die Worte „un- 
mittelbar, in den Fällen des § 16 Abs. 3 fachdienst- 
lich" durch die Worte zu ersetzen: 

„Für § 16 Abs. 3 gilt dies sinngemäß." 

Damit wird klargestellt, daß § 30 Nr. 2 auch für 
Beschwerden gegen Disziplinarstrafen gilt, die nach 
§ 16 Abs. 3 Sanitätsoffiziere verhängt haben. Zur 
Entscheidung ist der nächsthöhere Sanitätsoffizier 
zuständig, dem der strafende Vorgesetzte oder bei 
einem Wechsel dessen Nachfolger zur Zeit der Ent- 
scheidung über die Beschwerde fachdienstlich unter- 
steht. 

Zu Nr. 16 (§ 36 Abs. 4 WDO) — Vollstreckung von 
Ausgangsbeschränkung — 

Der Ausschuß hält eine gesetzliche Regelung der 
Frage, inwieweit das Tragen eines bestimmten An- 
zuges angeordnet werden kann, nicht für erforder- 
lich. Entsprechende Befehle können ohne besondere 
gesetzliche Regelung erforderlichenfalls im Rahmen 
des allgemeinen Befehlsrechts erteilt werden. 

Zu Nr. 18 (§ 42 WDO) — Disziplinarbücher, Til- 
gung — 

Die Frage, ob Disziplinarstrafen, die gegen Offi- 
ziere verhängt werden, in die Disziplinarbücher oder 
nur in die Personalakten eingetragen werden sollen, 
und wie diese Frage bei gegen Unteroffiziere ver- 
hängten Disziplinarstrafen geregelt werden soll, hat 
der Ausschuß eingehend erörtert. Die Mehrheit des 
Ausschusses war der Auffassung, daß Disziplinar- 
strafen, die gegen Offiziere und Unteroffiziere ver- 
hängt werden, gleichzubehandeln sind, soweit es 
sich um die Eintragung in die Disziplinarbücher oder 
Personalakten handelt. Da die Disziplinarbücher 
nach den praktischen Erfahrungen gelegentlich auch 
Mannschaftsdienstgraden auf den Schreibstuben zur 
Kenntnis kämen, erscheine es aus disziplinären 
Gründen angebracht, die gegen Offiziere und Unter- 
offiziere verhängten Disziplinarstrafen nicht in die 
Disziplinarbücher, sondern nur in die Personalakten 
einzutragen. Die Mehrheit hat beschlossen, die bis- 
herige Fassung des § 42 Abs. 1 WDO mit der Maß- 
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gäbe aufrechtzuerhalten, daß Disziplinarstrafen all- 
gemein nur in die Personalakten einzutragen sind, 
soweit solche geführt werden. 

Eine Minderheit des Ausschusses stimmte da- 
gegen dem Regierungsentwurf zu, nach dem Diszi- 
plinarstrafen allgemein in die Disziplinarbücher und 
Personalakten, bei Offizieren nur in die Personal- 
akten einzutragen sind. Die Minderheit ließ sich da- 
bei von der Erwägung leiten, daß Disziplinarstrafen, 
die gegen Offiziere verhängt werden, nach bisheri- 
gem deutschen Recht noch nie in die Disziplinar- 
bücher eingetragen worden seien und daß sie auch 
z. Z. bei der Bundeswehr nicht in die Disziplinar- 
bücher eingetragen würden. Nach den Gesetzes- 
materialien zur WDO müsse § 42 Abs. 1 WDO schon 
nach seiner derzeitigen Fassung in diesem Sinne 
ausgelegt werden. Zudem könne der Kompaniechef 
gegen die ihm unmittelbar unterstellten Offiziere 
nur die Disziplinarstrafe des Verweises verhängen, 
was verhältnismäßig selten vorkomme. Auf die Ein- 
tragung dieser wenigen Strafen in die Disziplinar- 
bücher könne und müsse aus disziplinären Gründen 
verzichtet werden, zumal sichergestellt sei, daß die 
höheren Vorgesetzten diese Strafen auch ohne Ein- 
tragung in die Disziplinarbücher prüfen könnten. 
Der Kompaniefeldwebel, der den Kompaniechef bei 
der Führung der Disziplinarbücher unterstütze, dürfe 
davon keine Kenntnis erhalten. Wenn dagegen auch 
die gegen Unteroffiziere verhängten Disziplinar- 
strafen nicht in die Disziplinarbücher eingetragen 
würden, so würde der mit den Disziplinarbüchern 
ausschließlich verfolgte Zweck, den höheren Diszi- 
plinarvorgesetzten die Überwachung der ihnen 
unterstellten Disziplinarvorgesetzten in der Aus- 
übung der Disziplinargewalt zu ermöglichen (§ 32 
Abs. 1 WDO), weitgehend, vor allem bei Versetzun- 
gen, vereitelt werden. Gegen die unbefugte Einsicht- 
nahme in die Disziplinarbücher durch Mannschafts- 
dienstgrade könne anderweit Vorsorge getroffen 
werden. 

In der Bundeswehr wird zwischen Personal- 
papieren und Personalakten unterschieden. Als Per- 
sonalakten werden die Stammakten für Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit vom Unteroffizier an 
aufwärts, außerdem bei der Marine für alle sonsti- 
gen Soldaten auf Zeit, und die fliegerischen Akten 
für das gesamte fliegerische Personal geführt (VMB1. 
1958 S. 412). Nach der Neufassung des § 42 Abs. 1 
werden daher bei der Marine und Luftwaffe u. U. 
auch Disziplinarstrafen, die gegen Mannschaften er- 
kannt werden, nicht in die Disziplinarbücher einzu- 
tragen sein. 

Zu Nr. 19 (§ 42 a WDO) — Tilgung von Disziplinar- 
strafen — 

In Übereinstimmung mit dem Ausschuß für Inne- 
res hat der Ausschuß dem § 42 a mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß an die Stelle der Tilgungsfrist von 
vier Jahren eine Frist von nur drei Jahren tritt. 
Diese Tilgungsfrist hält der Ausschuß für ange- 
messen, zumal die WDO auch bisher eine Frist von 
drei Jahren festgelegt hat. 


Zu Nr. 23 (§ 47 WDO) — Dienstgradherabsetzung — 

Im Anschluß an die Durchführungsverordnung zur 
Bundesdisziplinarordnung hat der Ausschuß be- 
schlossen, dem § 47 Abs. 2, der sich mit den Wir- 
kungen der Dienstgradherabsetzung befaßt, einen 
Satz 2 anzufügen, nach dem der Bestrafte nur bei 
besonderer Bewährung und frühestens drei Jahre 
nach Rechtskraft des Urteils wieder befördert wer- 
den darf. 

Zu Nr. 46 a (§ 109 WDO) — Umfang der Kosten- 
pflicht — 

§ 109 Abs. 2 Nr. 4 und 5 ist von Truppendienst- 
gerichten verschieden ausgelegt worden. Der Bun- 
desdisziplinarhof (Wehrdienstsenat) kann eine ein- 
heitliche Auslegung nicht sicherstellen, weil das 
Truppendienstgericht auf Beschwerden gegen die 
Kostenfestsetzung endgültig entscheidet (§ 113 
Abs. 2 Satz 2 WDO). Nach eingehender Erörterung 
hat der Ausschuß daher eine Neufassung beschlos- 
sen, durch die klargestellt wird, daß zu den Kosten 
des Verfahrens alle Kosten — abgesehen von den 
Postgebühren — gehören, die durch die dienstliche 
Gestellung des Beschuldigten (§ 68 Abs. 1 Satz 1) so- 
wie für Zeugen und Sachverständige entstanden 
sind. Damit ist festgelegt, daß zu den Kosten u. a. 
auch die Reisekosten gehören, die nicht vom Gericht, 
sondern von anderen Dienststellen der Bundeswehr 
an Angehörige der Bundeswehr gezahlt werden 
(§ 109 Abs. 2 Nr. 4). In § 109 Abs. 2 Nr. 5 sind nicht 
nur die Reisekosten des Wehrdisziplinaranwalts, 
Untersuchungsführers, beauftragten oder ersuchten 
Richters und ihrer Schriftführer während der richter- 
lichen Untersuchung (§ 75 WDO) gemeint, sondern 
auch die während der sonstigen Ermittlungen. 

Zu Nr. 51 a (§ 119 WDO) — Ermächtigung zum Er- 
laß einer Rechtsverordnung — 

Die in Betracht kommende Zuständigkeit des Bun- 
desministers der Finanzen ist auf den Bundesmini- 
ster des Innern übergegangen. 

Aus diesem Grunde hat der Ausschuß beschlossen, 
die Worte „Bundesminister der Finanzen" durch die 
Worte „Bundesminister des Innern" zu ersetzen. 


Zu Artikel 2 (Änderung der Wehrbeschwerdeord- 
nung) 

Die vorgeschlagene Änderung des § 12 Abs. 2 der 
Wehrbeschwerdeordnung ist die notwendige Folge 
aus dem Wegfall des Verbots der Doppelbestrafung 
und der uneingeschränkten Abgabepflicht des Diszi- 
plinarvorgesetzten an die Strafverfolgungsbehörde 
(§§ 6, 21). 


Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Vor allem bei den zu §§ 6, 21 und 22 beschlosse- 
nen Änderungen handelt es sich um Neuerungen 
grundsätzlicher Art. Der Ausschuß hat Zweifel, ob 
sich die Truppe darauf in 14 Tagen einstellen kann. 
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Um dem Bundesminister für Verteidigung die Mög- 
lichkeit zu geben, die Truppe über Sinn und Bedeu- 
tung der Neuregelung zu unterrichten und die er- 
forderlichen Anordnungen zu §§ 21, 42 a und 114 zu 
geben, hält es der Ausschuß für angebracht, das Ge- 
setz erst einen Monat nadi seiner Verkündung in 
Kraft treten zu lassen. 

Bonn, den 16. März 1961 

Dr. Götz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2213 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 1. März 1961 

Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Dr. Götz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

— Drucksache 2213 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Die Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 189) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) Es können gewähren oder genehmigen 

1. der Kompaniechef oder ein Vorge- 
setzter in entsprechender Dienststel- 
lung 

Sonderurlaub bis zu drei Tagen, 

2. der Bataillonskommandeur oder ein 
Vorgesetzter in entsprechender 
Dienststellung 

Sonderurlaub bis zu fünf Tagen, 

3. der Regimentskommandeur oder ein 
Vorgesetzter in entsprechender oder 
höherer Dienststellung 

Sonderurlaub bis zu zwei Wochen." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

Die Wehrdisziplinarordnung vom 15. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 189) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

vor 1. In § 2 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „Ver- 
^ ordnungsblatt der Bundeswehr" durch die 
Worte „Ministerialblatt des Bundesministers 
für Verteidigung" ersetzt. 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In § 3 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Ver- 
ordnungsblatt der Bundeswehr" durch die 
Worte „Ministerialblatt des Bundesministers 
für Verteidigung" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

(2) unverändert 
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2. § 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„über den Widerruf entscheidet der Komman- 
deur der Division oder ein Vorgesetzter in ent- 
sprechender oder höherer Dienststellung." 

3. § 6 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.§ 6 

Disziplinarstrafen, Ermessensgrundsatz 

(1) Dienstvergehen (§ 23 des Soldatengeset- 
zes vom 19. März 1956 — Bundesgesetzbl. I 
S. 114) können durch einfache Disziplinarstrafen 
(§ 10) oder durch Laufbahnstrafen (§ 43) geahn- 
det werden. Die Verhängung von Laufbahnstra- 
fen ist den Wehrdienstgerichten Vorbehalten. 

(2) Der zuständige Disziplinarvorgesetzte be- 
stimmt nach pflichtmäßigem Ermessen, ob und 
wie wegen eines Dienstvergehens nach diesem 
Gesetz einzuschreiten ist; er hat dabei auch das 
gesamte dienstliche und außerdienstliche Ver- 
halten zu berücksichtigen. In der Regel soll er 
erst dann strafen, wenn andere Maßnahmen er- 
folglos geblieben sind." 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 


a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Disziplinarsachen sind beschleunigt 
zu behandeln." 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Frist läuft nicht, solange wegen der Tat 
ein Strafverfahren oder ein disziplinär- 
gerichtliches Verfahren schwebt oder der 
Sachverhalt Gegenstand einer Beschwerde, 
einer militärischen Flugunfalluntersuchung 
oder eines Havarieverfahrens ist." 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. a) jeder Vorgesetzte gegenüber jedem 
Soldaten, dem er Befehle erteilen 
kann, 

b) jeder Offizier und Unteroffizier ge- 
genüber jedem Soldaten, der im 
Dienstgrad unter ihm steht, 
wenn der an sich zuständige Disziplinar- 
vorgesetzte oder ein Angehöriger des 
militärischen Ordnungsdienstes ein- 
schließlich der militärischen Wachen 
nicht auf der Stelle erreichbar ist. In den 
Fällen des Buchstaben b wird der fest- 
nehmende Offizier oder Unteroffizier 
durch die Erklärung der Festnahme Vor- 
gesetzter des Festgenommenen." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 7 wird wie folgt geändert: 

♦ 

vor a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Zeitablauf" 

a) unverändert 


b) unverändert 


5. § 9 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 
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b) Absatz 4 wird durch folgende Sätze ergänzt: 

„An Bord von Schiffen außerhalb der Ho- 
heitsgewässer der Bundesrepublik Deutsch- 
land darf der Festgenommene nach seiner 
Anhörung und auf Anordnung des Komman- 
danten auch ohne richterlichen Haftbefehl 
über die in Satz 1 bezeichnete Frist hinaus 
festgehalten werden, wenn und solange er 
eine unmittelbare Gefahr für Menschen oder 
Schiff darstellt, die auf andere Weise nicht 
abgewendet werden kann. Bei der Anhörung 
ist der Festgenommene auf die Umstände 
hinzuweisen, welche die Annahme eines 
Dienstvergehens und einer Gefahr für Men- 
schen oder Schiff rechtfertigen. Die Anhö- 
rung soll ihm Gelegenheit geben, die Ver- 
dachtsgründe zu beseitigen und die Tat- 
sachen geltend zu machen, die zu seinen 
Gunsten sprechen." 

c) Absatz 5 wird durch folgenden Satz 2 er- 
gänzt: 

„In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist die 
vorläufige Festnahme unverzüglich der 
Dienststelle des Festgenommenen zu mel- 
den." 

6. § 18 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Das Wort „Ranghöhere" wird durch das Wort 
„Dienstgradhöhere" ersetzt. 

7. § 19 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Das Wort „Ranghöheren" wird durch das Wort 
„Dienstgradhöheren" ersetzt. 

8. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

Prüfungspflicht des Disziplinarvorgesetzten 

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Ver- 
dacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, so 
prüft der Disziplinarvorgesetzte, ob er es bei 
einer Belehrung, Warnung, Zurechtweisung oder 
einer anderen zulässigen Maßnahme bewen- 
den lassen, ob er bestrafen, die Tat zur diszi- 
plinären Bestrafung weitermelden oder die 
Entscheidung der Einleitungsbehörde herbei- 
führen will. 

(2) Unabhängig von den in Absatz 1 be- 
zeichneten Maßnahmen gibt der Disziplinar- 
vorgesetzte die Sache an die zuständige Straf- 
verfolgungsbehörde ab, wenn das Dienstver- 
gehen eine Straftat ist und die Strafverfolgung 
entweder zur Aufrechterhaltung der militäri- 
schen Ordnung oder wegen der Art der Tat 
oder der Schwere des Unrechts oder der Schuld 
geboten ist. Er kann die disziplinäre Erledi- 
gung bis zur Beendigung des auf die Abgabe 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

b) Absatz 4 wird durch folgende Sätze ergänzt: 

„An Bord von Schiffen außerhalb der Ho- 
heitsgewässer der Bundesrepublik Deutsch- 
land darf der Festgenommene nach seiner 
Anhörung durch den Kommandanten und 
auf dessen Anordnung auch ohne richter- 
lichen Haftbefehl über die in Satz 1 bezeich- 
nete Frist hinaus festgehalten werden, wenn 
und solange er eine unmittelbare Gefahr 
für Menschen oder Schiff darstellt, die auf 
andere Weise nicht abgewendet werden 
kann. Bei der Anhörung ist der Festgenom- 
mene auf die Umstände hinzuweisen, 
welche die Annahme eines Dienstvergehens 
und einer Gefahr für Menschen oder Schiff 
rechtfertigen. Die Anhörung soll ihm Gele- 
genheit geben, die Verdachtsgründe zu be- 
seitigen und die Tatsachen geltend zu ma- 
chen, die zu seinen Gunsten sprechen." 

c) unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8. § 21 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 21 

Prüfungspflicht des Disziplinarvorgesetzten 
(1) unverändert 


(2) Ist das Dienstvergehen eine Straftat, so 
gibt der Disziplinarvorgesetzte die Sache un- 
abhängig von der Prüfung nach Absatz 1 an 
die zuständige Strafverfolgungsbehörde ab, 
wenn dies entweder zur Aufrechterhaltung 
der militärischen Ordnung oder wegen der 
Art der Tat oder der Schwere des Unrechts 
oder der Schuld geboten ist. Er kann die 
disziplinäre Erledigung bis zur Beendigung 
des auf die Abgabe eingeleiteten oder eines 
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eingeleiteten oder eines sonstigen wegen der 
gleichen Tat schwebenden Strafverfahrens aus- 
setzen." 

9. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

„§ 21 a 

Ermittlungen des Disziplinarvorgesetzten 

(1) Bestehen Zweifel über die Täterschaft, 
die Schuld oder das Maß der Strafwürdigkeit, 
so ist der Sachverhalt durch mündliche oder 
schriftliche Verhandlungen aufzuklären. Dabei 
sind nicht nur die belastenden, sondern auch die 
entlastenden und die für die Strafbemessung 
bedeutsamen Umstände zu ermitteln. Der In- 
halt mündlicher Verhandlungen ist aktenkun- 
dig zu machen. 

(2) Jede Bestrafung setzt voraus, daß der 
Disziplinarvorgesetzte nach pflichtmäßiger Prü- 
fung von der Schuld des Beschuldigten über- 
zeugt ist. 


(3) Vor der Entscheidung ist der Beschul- 
digte stets zu fragen, was er zu seiner Recht- 
fertigung vorzubringen hat. 

(4) Vor der Entscheidung soll der Vertrau- 
ensmann über die Person des Beschuldigten ge- 
hört werden. Der Sachverhalt soll ihm vorher 
bekanntgegeben werden." 

10. § 22 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 22 

Disziplinarbestrafung und Strafverfahren 

(1) Ist das Dienstvergehen eine Straftat und 
ergeht wegen dieser Tat ein rechtskräftiges 
strafgerichtliches Urteil, so sind für die Ver- 
hängung einer Disziplinarstrafe die tatsächli- 
chen Feststellungen dieses Urteils bindend, so- 
weit die Entscheidung des Strafgerichts darauf 
beruht. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 kann das 
Wehrdienstgericht bei Entscheidungen nach 
§ 28 Abs. 4, § 30 Nr. 3 und 6 sowie § 31 Abs. 3 
und 4 die nochmalige Prüfung solcher Feststel- 
lungen beschließen, deren Richtigkeit seine 
Mitglieder übereinstimmend bezweifeln; dies 
ist in den Gründen der Entscheidung zum Aus- 
druck zu bringen. 

(3) Ergeht das strafgerichtliche Urteil nach 
einer wegen derselben Tat bereits verhängten 
und unanfechtbar gewordenen Disziplinarstrafe 
und weichen die tatsächlichen Feststellungen 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

sonstigen wegen derselben Tat schwebenden 
Strafverfahrens aussetzen." 


9. Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 

♦ 

„§ 21 a 

Ermittlungen des Disziplinarvorgesetzten 

(1) Jede Bestrafung setzt voraus, daß der 
Disziplinarvorgesetzte nach pflichtmäßiger Prü- 
fung von der Schuld des Beschuldigten über- 
zeugt ist. 


(2) Bestehen Zweifel über die Täterschaft, 
die Schuld oder das Maß der Strafwürdigkeit, 
so ist der Sachverhalt durch mündliche oder 
schriftliche Verhandlungen aufzuklären. Dabei 
sind nicht nur die belastenden, sondern auch die 
entlastenden und die für die Strafbemessung 
bedeutsamen Umstände zu ermitteln. Der In- 
halt mündlicher Verhandlungen ist aktenkun- 
dig zu machen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


10. unverändert 
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dieses Urteils von denen der Strafformel der 
Disziplinarstrafe ab, so gelten die abweichen- 
den Feststellungen für den Antrag auf Aufhe- 
bung einer nicht mehr anfechtbaren Disziplinar- 
strafe als neue Tatsachen (§ 31 Abs. 3 Satz 1). 
In diesen Fällen entscheidet über den Antrag 
stets das Wehrdienstgericht. " 


11. § 25 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Strafformel muß bei der Bekannt- 
gabe schriftlich festgelegt sein. Sie muß Zeit, 
Ort und Sachverhalt des Dienstvergehens, Art 
und Höhe der Strafe sowie etwaiger Verschär- 
fungen und bei der Ausgangsbeschränkung 
außerdem die tägliche Dauer enthalten. Eine 
Abschrift der Strafformel ist dem Beschuldig- 
ten bei der Verhängung der Strafe auszuhän- 
digen. Er ist zugleich über die Zulässigkeit der 
Beschwerde, die Stelle, bei der die Beschwerde 
anzubringen ist, und die einzuhaltende Frist 
schriftlich zu belehren. Eine etwa bewilligte 
Strafaussetzung zur Bewährung ist ihm be- 
kanntzugeben. Auf die Folgen eines Bruchs 
der Ausgangsbeschränkung (§ 23 Abs. 1 Satz 2) 
soll er hingewiesen werden." 


12. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Disziplinarvorgesetzte übersen- 
det mit seinem Antrag dem Richter unmit- 
telbar die nach § 21 a entstandenen Vor- 
gänge und, soweit erforderlich, eine Dar- 
stellung des Sachverhalts sowie stets einen 
Auszug über Bestrafungen und Anerkennun- 
gen aus dem Disziplinarbuch oder den Per- 
sonalakten und teilt mit, welche Strafe er 
zu verhängen beabsichtigt." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


11. unverändert 


12, § 28 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


a j) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Disziplinarvorgesetzte kann in 
den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 binnen 
drei Tagen nach Bekanntgabe der richter- 
lichen Entscheidung das Truppendienstge- 
richt anrufen. Hält das Truppendienstge- 
richt die beabsichtigte oder eine kürzere 
Arreststrafe für begründet, so verhängt es 
diese selbst. Der Beschuldigte ist vor der 
Entscheidung zu hören. Dem Beschuldigten 
darf nur eine Begründung für die ver- 
hängte Strafe mitgeteilt werden. Hält das 
Truppendienstgericht eine Arreststrafe nicht 
für begründet, so entscheidet der Diszipli- 
narvorgesetzte, ob und mit welcher ande- 
ren Disziplinarstrafe er den Beschuldigten 
bestraft. Hält das Truppendienstgericht eine 
Laufbahnstrafe für angebracht, so über- 
sendet es die Akten der Einleitungsbehörde 
zur weiteren Entschließung." 
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b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) An Bord von Schiffen außerhalb der 
Hoheitsgewässer der Bundesrepublik 
Deutschland darf eine Arreststrafe verhängt 
werden, bevor der Richter sie für rechtmä- 
ßig erklärt hat, wenn der Richter nicht 
erreichbar ist und die militärische Disziplin 
auf andere Weise nicht aufrechterhalten 
werden kann. § 30 Nr. 1 und § 33 Abs. 1 
gelten nicht. Hat das Schiff einen Hafen 
der Bundesrepublik Deutschland erreicht, so 
sind die Vorgänge unverzüglich dem Richter 
vorzulegen. Erklärt er die verhängte Strafe 
nicht für rechtmäßig, so hebt er sie zu- 
gleich auf. Die Absätze 1 bis 4 gelten sinn- 
gemäß. § 32 Abs. 4 gilt mit der Maßgabe 
entsprechend, daß die Frist nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 mit der Aufhebung der Strafe be- 
ginnt." 

c) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Der Richter und das Truppendienst- 
gericht können dem Bundesdisziplinarhof 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung 
vorlegen. § 18 Abs. 4 der Wehrbeschwerde- 
ordnung gilt entsprechend. Von der Vorlage 
bis zur Entscheidung des Bundesdisziplinar- 
hofes läuft die Frist nach § 7 Abs. 2 Satz 1 
nicht." 

13. § 30 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Uber die Beschwerde entscheidet der Diszi- 
plinarvorgesetzte, dem zur Zeit der Entschei- 
dung über die Beschwerde der strafende Vor- 
gesetzte oder bei einem Wechsel dessen 
Nachfolger unmittelbar, in den Fällen des 
§ 16 Abs. 3 fachdienstlich untersteht;" 

14. § 31 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Der Disziplinarvorgesetzte, der die Strafe 

verhängt hat, oder bei einem Wechsel sein 

Nachfolger ist zur Stellung eines solchen An- 
trages verpflichtet." 

15. § 32 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. sie von einem unzuständigen Disziplinar- 
vorgesetzten verhängt worden sind," 

b) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2. 

c) Die bisherige Nummer 2 wird aufgehoben. 

d) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

„3. der Bestrafte wegen der Tat bereits diszi- 
plinär bestraft worden war," 

e) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„7. der Bestrafte nicht zuvor gehört worden 
ist (§ 21 a Abs. 3)," 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
b) unverändert 


c) unverändert 


13. § 30 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„2. Uber die Beschwerde entscheidet der Dis- 
ziplinarvorgesetzte, dem zur Zeit der Ent- 
scheidung über die Beschwerde der stra- 
fende Vorgesetzte oder bei einem Wechsel 
dessen Nachfolger untersteht. Für § 16 
Abs. 3 gilt dies sinngemäß.'' 

14. unverändert 


15. unverändert 
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f) Nummer 8 erhält folgende Fassung; 

„8. die Strafformel bei der Bekanntgabe nicht 
schriftlich festgelegt war oder nicht den 
vorgeschriebenen Inhalt hatte (§ 25 Abs. 3 
Satz 1 und 2),". 

16. § 36 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„ (4) Die Vollstreckung der Ausgangsbeschrän- 
kung beginnt mit dem hierfür befohlenen Zeit- 
punkt. Der Befehl soll zugleich die Anweisung 
enthalten, sich zu den festgesetzten Zeiten in 
der Unterkunft aufzuhalten und bei der ver- 
schärften Ausgangsbeschränkung das zusätzliche 
Verbot, zu den festgesetzten Zeiten Gemein- 
schaftsräume zu besuchen und Besuch zu emp- 
fangen. Dem Bestraften kann zur Überwachung 
befohlen werden, sich in angemessenen Zeit- 
abständen bei Vorgesetzten zu melden; das 
Tragen eines bestimmten Anzuges kann ange- 
ordnet werden ." 

17. § 37 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 2 er- 
^ gänzt: 

„Die Vollstreckung beginnt mit dem für die 
Einbehaltung oder Zahlung festgesetzten Zeit- 
punkt." 

18. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) § 42 erhält die Überschrift „Disziplinar- 
bücher". 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Förmliche Anerkennungen sind als- 
bald so, wie sie erteilt worden sind, Diszi- 
plinarstrafen, nachdem sie unanfechtbar ge- 
worden sind, in die Disziplinarbücher und 
Personalakten, bei Offizieren in die Perso- 
nalakten einzutragen." 

c) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „ § 21 
Abs. 4" durch die Verweisung auf „§ 21 a 
Abs. 3" ersetzt. 

d) Die Absätze 4 und 5 werden aufgehoben. 

19. Nach § 42 werden folgende §§ 42 a und 42 b 
eingefügt: 

„§ 42 a 
Tilgung 

(1) Eine widerrufene Anerkennung (§ 5) ist 
zu tilgen. Eine einfache Disziplinarstrafe (§ 10 
Abs. 1) ist zu tilgen, wenn der Bestrafte nach 
Verhängung dieser Strafe ununterbrochen vier 
Jahre hindurch weder strafgerichtlich oder dis- 
ziplinär bestraft noch gegen ihn auf eine straf- 
rechtliche Maßnahme anderer Art erkannt wor- 
den ist. 

(2) Die Tilgungen sind in den Disziplinar- 
büchern und Personalakten vorzunehmen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


16. § 36 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„ (4) Die Vollstreckung der Ausgangsbeschrän- 
kung beginnt mit dem hierfür befohlenen Zeit- 
punkt. Der Befehl soll zugleich die Anweisung 
enthalten, sich zu den festgesetzten Zeiten in 
der Unterkunft aufzuhalten und bei der ver- 
schärften Ausgangsbeschränkung das zusätzliche 
Verbot, zu den festgesetzten Zeiten Gemein- 
schaftsräume zu besuchen und Besuch zu emp- 
fangen. Dem Bestraften kann zur Überwachung 
befohlen werden, sich in angemessenen Zeit- 
abständen bei Vorgesetzten zu melden." 


17. unverändert 


18. § 42 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Förmliche Anerkennungen sind als- 
bald so, wie sie erteilt worden sind, Diszi- 
plinarstrafen, nachdem sie unanfechtbar ge- 
worden sind, in die Disziplinarbücher und, 
soweit Personalakten geführt werden, nur 
in diese einzutragen." 

c) unverändert 


d) unverändert 

19. Nach § 42 werden folgende §§ 42 a und 42 b 
+ eingefügt: 

„§ 42 a 
Tilgung 

(1) Eine widerrufene Anerkennung (§ 5) ist 
zu tilgen. Eine einfache Disziplinarstrafe (§ 10 
Abs. 1) ist zu tilgen, wenn der Bestrafte nach 
Verhängung dieser Strafe ununterbrochen drei 
Jahre hindurch weder strafgerichtlich oder dis- 
ziplinär bestraft noch gegen ihn auf eine straf- 
rechtliche Maßnahme anderer Art erkannt wor- 
den ist. 

(2) unverändert 
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§ 42b 
Auskünfte 

(1) Auskünfte über einfache Disziplinarstrafen 
werden an Stellen außerhalb der Bundeswehr 
nicht erteilt, sofern es sich nicht um Mitteilun- 
gen in Strafverfahren an Staatsanwaltschaften 
und Gerichte handelt. 

(2) Ist eine einfache Disziplinarstrafe getilgt, 
so darf der Bestrafte jede Auskunft über die 
Tat und über die Strafe verweigern und sich 
insoweit als disziplinär unbestraft bezeichnen. 
Gerichte, Staatsanwälte und Wehrdisziplinar- 
anwälte können im Strafverfahren und im 
disziplinargerichtlichen Verfahren aus besonde- 
ren Gründen anordnen, daß der Bestrafte auch 
über bereits getilgte Strafen Auskunft zu geben 
hat. 1 ' 

20. § 43 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Verweisung „(§ 6 Abs. 2)" wird aufge- 
hoben. 

b) Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„7. Herabsetzung des Ruhegehalts, 11 . 

c) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 

21. § 44 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Die Gehaltskürzung besteht in der bruch- 
teilmäßigen Verminderung der jeweiligen 
Dienstbezüge um mindestens ein Zwanzigstel 
und höchstens ein Fünftel für die Dauer von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren." 

22. § 46 erhält folgende Fassung: 

„§ 46 

Durch die Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe erhält der Soldat die Dienst- 
bezüge nach der Dienstaltersstufe, die das 
Wehrdienstgericht im Urteil bestimmt. Er ver- 
liert zugleich den Anspruch auf die Dienstbe- 
züge nach den von ihm erreichten höheren 
Dienstaltersstufen. Der Bestrafte darf so lange 
nicht befördert werden, bis er die Dienstalters- 
stufe wieder erreicht hat, in die er vor seiner 
Verurteilung zuletzt aufgerückt war oder in die 
er aufgerückt wäre, wenn der Anspruch auf das 
Aufsteigen in den Dienstaltersstufen nicht in- 
folge vorläufiger Dienstenthebung geruht hätte 
(§ 5 Abs. 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes)." 

23. § 47 erhält folgende Fassung: 

„§ 47 


(1) Die Dienstgradherabsetzung um einen 

oder mehrere Dienstgrade ist bei Offizieren in- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§ 42 b 

unverändert 


20. unverändert 


21. unverändert 


22. § 46 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 46 

Zurückstufung 

Durch die Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe erhält der Soldat die Dienst- 
bezüge nach der Dienstaltersstufe, die das 
Wehrdienstgericht im Urteil bestimmt. Er ver- 
liert zugleich den Anspruch auf die Dienstbe- 
züge nach den von ihm erreichten höheren 
Dienstaltersstufen. Der Bestrafte darf so lange 
nicht befördert werden, bis er die Dienstalters- 
stufe wieder erreicht hat, in die er vor seiner 
Verurteilung zuletzt aufgerückt war oder in die 
er aufgerückt wäre, wenn der Anspruch auf das 
Aufsteigen in den Dienstaltersstufen nicht in- 
folge vorläufiger Dienstenthebung geruht hätte 
(§ 5 Abs. 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes). 11 

23. § 47 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 47 

Dienstgradherabsetzung 

(1) unverändert 
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nerhalb ihrer Laufbahngruppe bis zum niedrig- 
sten Dienstgrad ihrer Laufbahn, in der Lauf- 
bahngruppe der Unteroffiziere und Mannschaf- 
ten bei Berufssoldaten bis zum Feldwebel, im 
übrigen unbeschränkt zulässig. 

(2) Durch die Dienstgradherabsetzung ver- 
liert der Bestrafte alle Rechte aus seinem bis- 
herigen Dienstgrad und tritt in den niedrige- 
ren Dienstgrad zurück; die Ansprüche auf 
Dienstbezüge und Versorgung richten sich nach 
dem niedrigeren Dienstgrad. 


(3) Ist einem früheren Offizier auf Zeit nach 
Beendigung seines Dienstverhältnisses der 
Dienstgrad eines Offiziers aberkannt worden, 
so werden ihm Berufsförderung und Über- 
gangsbeihilfe nicht gewährt, wenn er bereits 
eine Übergangsbeihilfe als Offizier erhalten 
hat; seine Übergangsgebührnisse richten sich 
nach seinem neuen Dienstgrad." 

24. § 48 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) In minder schweren Fällen kann das 
Gericht den Verlust des Dienstgrades ausschlie- 
ßen, jedoch den Dienstgrad herabsetzen, ohne 
an die in § 47 Abs. 1 bezeichneten Beschrän- 
kungen gebunden zu sein." 

25. § 49 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Disziplinarstrafen gegen Soldaten im Ruhe- 
stand und gegen Angehörige der Reserve" 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei Soldaten im Ruhestand sind nur 
die Kürzung des Ruhegehalts, die Herab- 
setzung des Ruhegehalts, die Dienstgrad- 
herabsetzung und die Aberkennung des 
Ruhegehalts als Disziplinarstrafen zulässig." 

c) Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz wird auf- 
gehoben. 

d) In Absatz 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 
„Die Herabsetzung des Ruhegehalts wird an 
Stelle der Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe, die Kürzung des Ruhe- 
gehalts an Stelle der Gehaltskürzung ver- 
hängt." 

e) Es wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Durch die Herabsetzung des Ruhe- 
gehalts erhält der Bestrafte die Versorgungs- 
bezüge nach einer niedrigeren Dienstalters- 
stufe. § 46 Satz 1 und 2 gilt entsprechend." 

f) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

g) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Gegen einen Angehörigen der Re- 
serve ist nur die Dienstgradherabsetzung als 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(2) Durch die Dienstgradherabsetzung ver- 
liert der Bestrafte alle Rechte aus seinem bis- 
herigen Dienstgrad und tritt in den niedrige- 
ren Dienstgrad zurück; die Ansprüche auf 
Dienstbezüge und Versorgung richten sich nach 
dem niedrigeren Dienstgrad. Der Bestrafte darf 
nur bei besonderer Bewährung und frühestens 
drei Jahre nach der Rechtskraft des Urteils wie- 
der befördert werden. 

(3) unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 
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Disziplinarstrafe zulässig. Wäre bei einem 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit die 
Entfernung aus dem Dienstverhältnis * ge- 
rechtfertigt, so ist das Gericht bei der Herab- 
setzung des Dienstgrades an die in § 47 
Abs. 1 bezeichneten Beschränkungen nicht 
gebunden. Satz 2 gilt sinngemäß für Solda- 
ten, die auf Grund der Wehrpflicht Wehr- 
dienst leisten." 

26. § 54 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 2 werden die Worte 
„Ranggruppen" und „Fachlaufbahnen" durch 
die Worte „Dienstgradgruppen" und „Lauf- 
bahnen" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für die Heranziehung von Vertretern 
bei unvorhergesehener Verhinderung kann 
eine Liste von Hilfsbeisitzern aus Truppen- 
teilen und Dienststellen am Gerichtssitz oder 
in seiner Nähe aufgestellt werden. Die Ab- 
sätze 1 und 2 gelten entsprechend." 

27. § 55 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ ( 1 ) Die Truppendienstkammer entscheidet 
in der Hauptverhandlung mit einem richter- 
lichen Mitglied als Vorsitzendem und zwei 
militärischen Beisitzern. Außerhalb der 
Hauptverhandlung entscheidet der Vorsit- 
zende allein, soweit nicht nach diesem Ge- 
setz das Truppendienstgericht zu entscheiden 
hat oder eine Anordnung über die Unter- 
bringung und Beobachtung des Beschuldig- 
ten in einer öffentlichen Heil- und Pflege- 
anstalt zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über seinen Geisteszustand zu treffen ist." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Beisitzer sind ein Soldat, der der 
Dienstgradgruppe und nach Möglichkeit der 
Laufbahn des Beschuldigten angehört, und 
ein Soldat, der im Dienstgrad über dem Be- 
schuldigten steht, mindestens ein Stabs- 
offizier." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3. 

28. § 57 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Das Wort „Ranggruppe" wird durch das Wort 

„Dienstgradgruppe" ersetzt. 

29. § 58 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Die anderen richterlichen Mitglieder des 
Bundesdisziplinarhofes können durch Be- 
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26. unverändert 


27. unverändert 


28. unverändert 


29. unverändert 
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Schluß des Präsidiums zu zeitweiligen Mit- 
gliedern eines Wehrdienstsenates bestellt 
werden, wenn die Wehrdienstsenate infolge 
Verhinderung ihrer Mitglieder oder regel- 
mäßigen Vertreter beschlußunfähig sind.“ 

b) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 55 Abs. 2 und 3 findet Anwendung.“ 

c) Absatz 5 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 54 Abs. 1 Satz 2 bis 8, Abs. 2 und Abs. 3 
sowie § 57 gelten sinngemäß.“ 

30. § 60 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Schwebt gegen einen Soldaten, der in den 
Ruhestand versetzt wird oder sonst ohne 
Verlust des Dienstgrades aus seinem Dienst- 
verhältnis ausscheidet, ein disziplinargericht- 
liches Verfahren, so wird dessen Fort- 
setzung durch die Beendigung des Dienst- 
verhältnisses nicht berührt." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Gegen einen Soldaten im Ruhestand 
oder einen Angehörigen der Reserve kann 
ein disziplinargerichtliches Verfahren nur 
wegen eines vor Beendigung des Dienstver- 
hältnisses begangenen Dienstvergehens oder 
wegen einer Handlung eingeleitet werden, 
die nach § 23 Abs. 2 des Soldatengesetzes 
als Dienstvergehen gilt.“ 

31. § 61 wird durch folgende Absätze 2 und 3 

ergänzt: 


„(2) Ein Berufssoldat oder Soldat auf Zeit, 
der aus einem Richter- oder Beamtenverhältnis 
ausgeschieden, entlassen oder in den Ruhe- 
stand getreten war, kann nach diesem Gesetz 
auch wegen solcher Dienstvergehen oder als 
Dienstvergehen geltender Handlungen (§ 77 
Abs. 1 und 2 des Bundesbeamtengesetzes) diszi- 
plinargerichtlich verfolgt werden, die er in dem 
Richter- oder Beamtenverhältnis oder als Rich- 
ter oder Beamter im Ruhestand begangen hat. 
Hierbei gelten die in § 77 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes bezeichneten Handlungen auch 
bei einem Soldaten, der aus einem Richter- oder 
Beamtenverhältnis ausgeschieden oder entlas- 
sen war, als Dienstvergehen. Ein Wechsel des 
Dienstherrn steht der disziplinargerichtlichen 
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30. unverändert 


31. § 61 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 61 

Früher begangene Dienstvergehen 

(1) Ein Soldat, der nach Beendigung eines 
früheren Wehrdienstverhältnisses erneut in 
einem Wehrdienstverhältnis steht, kann im dis- 
ziplinargerichtlichen Verfahren auch wegen sol- 
cher Dienstvergehen verfolgt werden, die er 
während der früheren Wehrdienstzeit oder in 
den Fällen des § 23 Abs. 2 des Soldatengesetzes 
danach begangen hat. 

(2) unverändert 
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Verfolgung auch dann nicht entgegen, wenn 
das Richter- oder Beamtenverhältnis zu einem 
anderen Dienstherrn als dem Bund bestanden 
hat. Verfahren, die im Zeitpunkt der Berufung 
in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten 
oder Soldaten auf Zeit noch nicht abgeschlossen 
sind, gehen in der Lage, in der sie sich befinden, 
auf die nach diesem Gesetz zuständigen Dienst- 
stellen oder Gerichte über. 

(3) Als einfache Disziplinarstrafen dürfen (3) unverändert 

nur Verweis, strenger Verweis oder Geldbuße 
verhängt werden." 

32. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das disziplinargerichtliche Verfahren muß, 
wenn wegen derselben Tatsache die öffent- 
liche Klage im Strafverfahren erhoben ist 
oder wird, bis zur Beendigung des Straf- 
verfahrens ausgesetzt werden." 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wird der Beschuldigte im Strafver- 
fahren freigesprochen, so kann wegen der 
Tatsachen, die Gegenstand der strafgericht- 
lichen Untersuchung waren, ein Disziplinar- 
verfahren nur dann eingeleitet oder fortge- 
setzt werden, wenn diese Tatsachen ein 
Dienstvergehen enthalten, das nicht unter 
ein Strafgesetz fällt." 

c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Entscheidung im Disziplinarver- 
fahren sind die tatsächlichen Feststellun- 
gen des strafgerichtlichen Urteils bindend, 
soweit die Entscheidung des Strafgerichts 
darauf beruht." 

33. § 64 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 33. unverändert 

♦ 

In Satz 1 werden die Worte „der Einleitungs- 
behörde" durch die Worte „des Wehrdiszipli- 
naranwalts" ersetzt. 

34. § 68 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 34. unverändert 

♦ 

In Satz 2 werden die Worte „der Einleitungs- 
behörde" durch die Worte „des Wehrdiszipli- 
naranwalts" ersetzt. 

35. § 71 wird durch folgenden Absatz 3 ergänzt: 35. unverändert 

♦ 

„(3) Wird eine militärische Flugunfallunter- 
suchung oder ein Havarieverfahren durchge- 
führt, so ist für die disziplinäre Erledigung der 
damit zusammenhängenden Dienstvergehen die 
Einleitungsbehörde zuständig, soweit diese sie 
nicht dem sonst zuständigen Disziplinarvorge- 
setzten überläßt." 


32. § 62 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


ad In Absatz 1 Satz 3 werden in der Klammer 
die Worte fr Nr. 2“ gestrichen. 

b) unverändert 


c) unverändert 
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3G. § 72 Abs. 1 Nr. 2 erster Halbsatz erhält fol- 

^ gende Fassung: 

„2. für andere Soldaten der Kommandeur der 
Division oder der Vorgesetzte in entspre- 
chender Dienststellung;" 

37. § 74 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Die Verweisung auf „§ 28" wird durch die Ver- 
weisung auf „§ 28 Abs. 4" ersetzt. 

38. § 75 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 wird das Wort „sie" durch die 
Worte „der Wehrdisziplinaranwalt" ersetzt. 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Gibt dieser dem Antrag statt, so bestellt er 
ein richterliches Mitglied des Truppendienst- 
gerichts zum Untersuchungsführer." 

c) In Satz 4 werden die Worte „der Einleitungs- 
behörde" durch die Worte „dem Wehrdiszi- 
plinaranwalt" ersetzt. 

39. § 77 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Wehrdisziplinaranwalt kann auf Ersu- 
chen der Einleitungsbehörde beantragen, die 
Untersuchung auf neue Punkte, die den Ver- 
dacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, 
zu erstrecken." 

b) In Satz 2 zweiter Halbsatz werden die Worte 
„die Einleitungsbehörde" durch die Worte 
„der Wehrdisziplinaranwalt" ersetzt. 

40. § 78 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Nach Abschluß der Untersuchung über- 
sendet der Untersuchungsführer die Akten mit 
einem zusammenfassenden Bericht dem Wehr- 
disziplinaranwalt. " 

41. § 81 wird wie folgt geändert: 

♦ 

In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 werden 
die Worte „der Einleitungsbehörde" durch die 
Worte „dem Wehrdisziplinaranwalt“ ersetzt. 

42. § 96 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nach Ablauf der Frist des § 93 Abs. 1 
übersendet das Truppendienstgericht die 
Akten dem Wehrdisziplinaranwalt. Dieser 
legt sie unverzüglich dem Bundeswehrdiszi- 
plinaranwalt vor, der sie binnen einer Woche 
dem Vorsitzenden des zuständigen Wehr- 
dienstsenates übergibt." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
36. unverändert 


37. unverändert 


38. unverändert 


39. unverändert 


40. unverändert 


41. unverändert 


42. § 96 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Nach Ablauf der Frist des § 93 Abs. 1 
übersendet das Truppendienstgericht die 
Akten dem Wehrdisziplinaranwalt, wenn die 
Voraussetzungen des § 94 nicht vorliegen. 
Der Wehrdisziplinaranwalt legt die Akten 
unverzüglich dem Bundeswehrdisziplinaran- 
walt vor, der sie binnen einer Woche dem 
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b) Es wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Für das Schriftstück über die Beant- 
wortung der Berufung (§ 95 Abs. 2) gilt Ab- 
satz 1 entsprechend." 

c) Absatz 2 wird Absatz 3. 

43. § 97 wird durch folgenden Absatz 4 ergänzt: 

♦ 

„(4) Das Truppendienstgericht, an das die 
Sache nach Absatz 1 Nr. 2 zur nochmaligen Ver- 
handlung und Entscheidung zurückverwiesen ist, 
hat seiner Entscheidung die rechtliche Beurtei- 
lung des Bundesdisziplinarhofes zugrunde zu 
legen." 

44. § 102 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Die einbehaltenen Beträge sind nachzuzahlen, 
wenn das Disziplinarverfahren auf andere 
Weise rechtskräftig abgeschlossen oder von 
der Einleitungsbehörde im Falle des Ab- 
satzes 1 Nr. 3 ohne die dort bezeichnete Fest- 
stellung eingestellt wird." 


45. § 106 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Nr. 2 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„2. der Wehrdisziplinaranwalt auf Ersuchen 
der Einleitungsbehörde." 

b) Absatz 1 wird durch folgende Nummer 3 
ergänzt: 

„3. der Bundeswehrdisziplinaranwalt auf 
Anordnung des Bundesministers für 
Verteidigung, wenn eine Entscheidung 
des Bundesdisziplinarhofes angefochten 
wird." 

46. § 107 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ein auf Entfernung aus dem Dienst- 
verhältnis lautendes Urteil gilt, wenn der 
Verurteilte vor Eintritt der Rechtskraft in 
den Ruhestand tritt, als Urteil auf Aberken- 
nung des Ruhegehalts, ein auf Einstufung in 
eine niedrigere Dienstaltersstufe lautendes 
Urteil sinngemäß als Urteil auf Herabset- 
zung des Ruhegehalts, ein auf Gehaltskür- 
zung lautendes Urteil sinngemäß als Urteil 
auf Kürzung des Ruhegehalts." 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Bei Herabsetzung des Ruhegehalts 
erhält der Bestrafte von dem Ersten des der 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Vorsitzenden des zuständigen Wehrdienst- 
senates übergibt." 

b) unverändert 

c) unverändert 
43. unverändert 


44. unverändert 


44 a. In § 104 werden in Satz 1 und Satz 2 jeweils 
^ die Worte „Nr. 2 “ gestrichen. 

45. unverändert 


46. unverändert 
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Rechtskraft des Urteils folgenden Monats an 
die nach der im Urteil bestimmten niedrige- 
ren Dienstaltersstufe zu berechnenden Ver- 
sorgungsbezüge.“ 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 


47. § 110 wird wie folgt geändert: 

♦ 

In Absatz 2 werden die Worte „neben einer 
gerichtlichen Strafe oder“ gestrichen. 

48. § 111 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Diese Vorschriften gelten sinngemäß für 
die Kosten, die durch einen Antrag auf Ände- 
rung der Entscheidung über den Unterhaltsbei- 
trag nach § 88 Abs. 4 der Wehrdisziplinarord- 
nung in Verbindung mit § 96 Abs. 1 und 2 der 
Bundesdisziplinarordnung oder auf Wiederauf- 
nahme des Verfahrens entstanden sind.“ 

49. § 112 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Sie sind dem Bund aufzuerlegen, wenn die 
Schuldlosigkeit des Beschuldigten erwiesen ist 
oder wenn ein nur vom Wehrdisziplinaranwalt 
eingelegtes Rechtsmittel zurückgenommen oder 
erfolglos eingelegt worden ist." 

50. § 113 erhält folgende Fassung: 

„§ 113 

(1) Jede Entscheidung in der Hauptsache muß 
bestimmen, wer die Kosten des Verfahrens zu 
tragen hat. 

(2) Die Kosten, die der Beschuldigte zu tragen 
hat, sind ihm durch Übersendung einer Kosten- 
rechnung mitzuteilen. Gegen den Kostenansatz 
ist die Erinnerung bei dem Vorsitzenden der 
Truppendienstkammer zulässig. Die Kosten 
können von den Dienst- oder Versorgungsbe- 
zügen oder von einem nach § 88 bewilligten 
Unterhaltsbeitrag abgezogen werden. Soweit 
erforderlich, werden Geldbeträge nach den 
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46 a. § 109 Abs. 2 Nr. 4 und 5 erhält folgende Fas- 
♦ sung: 

„4. Kosten, die durch die dienstliche Gestel- 
lung des Beschuldigten (§ 68 Abs. 1 Satz 1) 
sowie für Zeugen und Sachverständige 
entstanden sind, mit Ausnahme der Post- 
gebühren, 

5. die während der Ermittlungen und der 
richterlichen Untersuchung entstandenen 
Reisekosten des Wehrdisziplinaranwalts, 
Untersuchungsführers, beauftragten oder 
ersuchten Richters und ihrer Schriftfüh- 
rer, u . 

47. unverändert 


48. unverändert 


49. unverändert 


50. § 113 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ H3 

Entscheidung über die Kosten 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetzes (VwVG) vom 27. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 157) beigetrieben. 

(3) Die dem Bund auferlegten notwendigen 
Auslagen des Beschuldigten sind auf seinen 
Antrag durch den Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle des Truppendienstgerichts festzu- 
setzen, auch wenn der Bundesdisziplinarhof 
entschieden hat. Gegen den Kostenfestsetzungs- 
beschluß kann innerhalb von zwei Wochen 
nach seiner Zustellung Erinnerung bei dem Vor- 
sitzenden der Truppendienstkammer eingelegt 
werden. § 90 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entspre- 
chend. 

(4) über die Erinnerung entscheidet der Vor- 
sitzende der Truppendienstkammer endgültig." 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


51. § 114 erhält folgende Fassung: 


„§ 114 


(1) Wird einem Soldaten auf Zeit während der 
ersten vier Dienstjahre eine Entlassungsverfü- 
gung nach § 55 Abs. 5 des Soldatengesetzes 
zugestellt, so kann gegen ihn wegen derselben 
Tat ein disziplinargerichtliches Verfahren erst 
eingeleitet oder fortgesetzt werden, wenn unan- 
fechtbar feststeht, daß die Entlassungsverfü- 
gung nicht zur Beendigung des Dienstverhält- 
nisses führt. Hebt das Verwaltungsgericht die 
Entlassungsverfügung auf, so darf wegen der- 
selben Tat nicht auf Entfernung aus dem Dienst- 
verhältnis erkannt werden. § 63 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

(2) Wird gegen einen Soldaten auf Zeit ein 
disziplinargerichtliches Verfahren anhängig, so 
kann er wegen derselben Tat nicht mehr nach 
§ 55 Abs. 5 des Soldatengesetzes entlassen wer- 
den." 


51. § 114 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 114 

Sonderbestimmung für Soldaten auf Zeit 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


51 a. In § 119 werden die Worte „Bundesminister 
+ der Finanzen" durch die Worte „Bundesmini- 
ster des Innern" ersetzt. 


Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Wehrbeschwerdeordnung unverändert 

§ 12 Abs. 2 der Wehrbeschwerdeordnung vom 
23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1066) erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Ist für die Entscheidung über die Beschwerde 
die Beurteilung einer Frage, über die in einem 
anderen Verfahren entschieden werden soll, von 
wesentlicher Bedeutung, so kann das Beschwerde- 
verfahren bis zur Beendigung des anderen Verfah- 
rens ausgesetzt werden, wenn dadurch keine unan- 
gemessene Verzögerung eintritt. Dem Beschwerde- 
führer ist die Aussetzung mitzuteilen. Soweit die 
Beschwerde durch den Ausgang des anderen Ver- 
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fahrens nicht erledigt wird, ist sie weiter zu behan- 
deln." 


Artikel 3 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht der Frei- 
heit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grund- 
gesetzes) eingeschränkt. 


Artikel 4 

Ermächtigung der Bekanntgabe des geänderten 
Wortlauts 

Der Bundesminister für Verteidigung wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut der Wehrdisziplinarordnung un- 
ter Berücksichtigung der Änderungen durch dieses 
Gesetz bekanntzugeben. 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vierzehn Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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